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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 516/25  

vom 

14. Juli 2026 

in der Strafsache 

gegen 

1.  

2.  

3.   

 

wegen gefährlicher Körperverletzung u.a. 

  



- 2 - 

 

Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung der Beschwerdeführer am 14. Juli 2026 gemäß § 349 

Abs. 2 StPO beschlossen: 

 

Die Revisionen der Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Aachen vom 5. Dezember 2024 werden als unbegründet verwor-

fen, da die Nachprüfung des Urteils auf Grund der Revisionsrecht-

fertigungen keinen Rechtsfehler zum Nachteil der Angeklagten er-

geben hat. 

Die Beschwerdeführer haben die Kosten ihrer Rechtsmittel und die 

dem Nebenkläger im Revisionsverfahren entstandenen notwendi-

gen Auslagen zu tragen. 

 

Ergänzend bemerkt der Senat: 

Die auf die Rüge der Verletzung der Aufklärungspflicht (§ 244 Abs. 2 

StPO) gestützte Beanstandung des Verteidigers des Angeklagten A., das Land-

gericht habe entgegen dem Antrag der Verteidigung Akten zweier gegen den Ne-

benkläger geführter Ermittlungsverfahren nicht beigezogen, ist jedenfalls aus den 

Gründen des Ablehnungsbeschlusses der Strafkammer, dem keine von der Re-

vision monierte „unzulässige Verschiebung der Beweisbehauptung“ zugrunde 

liegt, unbegründet. Die aufgrund einer methodischen Analyse des Aussagein-

halts gewonnene Überzeugung des Landgerichts von der Erlebnisbasiertheit der 

Angaben des Nebenklägers zum Tatgeschehen ist rechtsfehlerfrei. 

Menges Appl Meyberg 

Grube Schmidt 

Vorinstanz: 
Landgericht Aachen, 05.12.2024 - 52 Ks 13/24 (401 Js 33/24) 


